
1 

Synopse Landtagswahlprogramme der Parteien CSU, SPD, Grüne, FW, FDP und Linken, Stand: 09.08.2018 

       

I Für gleichwertige Lebensverhältnisse in Bayern! 

Art.3 Abs. 2 „Der Staat fördert und sichert gleichwertige Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in ganz Bayern. 

1.Für eine aktive 
Regional- und 
Strukturpolitik, 
Reform des Lan-
desentwicklungs-
programms (LEP) 

- Beseitigung des 
Sanierungs- und 
Modernisierungs-
staus bei der Infra-
struktur 

- Prioritäten-Liste 
für Infrastrukturin-
vestitionen unter 
Berücksichtigung 
der klimatischen 
Rahmenbedingun-
gen/ Herausforde-
rungen der an-
wachsenden 
Verkehrsströme 

- Wirtschaftsagen-
tur Bayern – Bava-
ria Trade and In-
vest (Unter-
nehmensansied-
lungen besser be-
gleiten), Standorte 
Nürnberg und Hof 

- „Invest in Da-
heim“ zur Schaf-
fung von Arbeits-
plätzen im 
ländlichen Raum: 
finanzielle/organi-
satorische Unter-
stützung von Un-
ternehmensverlag
erungen in den 
ländlichen Raum 

 

- Reform des LEP 

- Regional- und 
Strukturförderung 
planbarer gestal-
ten 

- Verbundquote 
erhöhen 

- mehr Mittel für 
Räume mit beson-
derem Handlungs-
bedarf (RmbH) 

- LEADER-Kür-
zung zurückneh-
men 

- Ausweitung des 
Programms „Sozi-
ale Stadt“ 

- mehr Personal 
für Regierungen 
und Ämter für 
ländliche Entwick-
lung 

- Regionale Pla-
nungsverbände 
stärken 

- Entwicklung von 
Förderrichtlinien 
durch ländliche 
Regionen 

- Förderung von 
Genossenschafts-
modellen und 
Konzepten der so-
lidarischen Ökono-
mie 

- bürgernahe 
Sparkassen und 
regionale Genos-
senschaftsbanken 
erhalten und un-
terstützen  

- LEP komplett 
neu fassen 

- Ergebnisse der 
Enquete-Kommis-
sion umsetzen 

- regionale und 
strukturelle Wirt-
schaftsförderung 
ausbauen 

- Behördenverla-
gerungen fortfüh-
ren 

- Gleichwertigkeit 
mit objektiven Kri-
terien messen 

- periodischer 
Gleichwertigkeits-
bericht der Staats-
regierung 

- bayerische Regi-
onen stärken: 
mehr grenzüber-
schreitende Arbeit 
insbesondere mit 
strukturschwachen 
Regionen (z.B. 
EU-Förderung) 

- Regional- und 
Strukturpolitik auf 
besonders be-
nachteiligte Teil-
räume Bayerns fo-
kussieren 

- Straffung/Neu-
ausrichtung der 
regionalen Wirt-
schaftsförderung: 
Schwer-punkt auf 
Innovationen so-
wie Digitalisierung, 
smart energy und 
Neue Materialien 

- umfangreiches 
staatliches Investi-
tionsprogramm für 
Bildung, soziale 
Aufgaben und Inf-
rastrukturmaßnah-
men (Ausbau der 
digitalen Vernet-
zung, ÖPNV, tech-
nische Ausstat-
tung von Schulen) 

- Wirtschafts- und 
Gewerbepolitik, 
die reg. Kreisläufe 
(Kleinunterneh-
men, eigenständi-
ges Handwerk) 
unterstützt 

- Erhalt und Aus-
bau des öffentli-
chen Eigentums, 
für Wasser, Ener-
gie, Grund und 
Wohnraum, Ge-
sundheit …  
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- Entwicklung der 
Städte und Ge-
meinden am Er-
halt der Lebens-
qualität in Bayern 
orientieren 

- Erstellung von 
Flächennutzungs-
konzepten 

- schnellere Um-
setzung der Barri-
erefreiheit im länd-
lichen Raum 

- Wiedererrichtung 
demokratisch ver-
fasster Bezirke 

- Fördermaßnah-
men ständig eva-
luieren und befris-
ten 

 

- gemeinwohlori-
entierte Formen 
des Besitztums 
anstreben 

- Fördermittel nur 
für mittelständi-
sche Be-
triebe/Existenz-
gründerInnen, die 
sich an tarifliche 
Standards halten 

2. Grundausstat-
tung der Kommu-
nen verbessern 
und eine grundle-
gende, zeitnahe 
Verbesserung der 
Finanz- und Per-
sonalausstattung 
von überschulde-
ten Kommunen 
herstellen 

 - ÖPNV-Zuwei-
sungen an Kom-
munen auf 250 
Millionen erhöhen 

- 1,5 Milliarden In-
vestitionen in kom-
munale Verkehrs-
infrastruktur 

- Anteil der Kom-
munen am kom-
munalen Steuer-
verbund auf 15 % 
erhöhen/gleichzei-
tig Vielzahl staatli-
cher Förderpro-
gramme 
verringern 

- 15 % statt 12,75 
% vom gemeinsa-
men Steuerver-
bund mit Bund 
und Ländern 

 

 

 

 - Anhebung der 
Steueranteile, ins-
besondere an der 
Umsatzsteuer  

- Erfüllung des 
Verfassungsauf-
trags des Grund-
gesetzes: Wirt-
schaftssteuer für 
Gemeinden 
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- flexible, unbüro-
kratische und dau-
erhafte Fördermit-
tel zur Integration 
von Geflüchteten 
für Kommunen 

 

 

- Städte/Kreise 
sollen „Nahver-
kehrsabgabe“ für 
ÖPNV verlangen 
dürfen 

- kommunales 
Sonderprogramm 
„Schulen im 21. 
Jahrhundert“ (Sa-
nierung, Moderni-
sierung) 

- kommunale Fi-
nanzausgleiche so 
reformieren, dass 
auch überschul-
dete Kommunen 
Investitionsspiel-
raum haben 

- interkommunale 
Zusammenarbeit 
fördern 

 

- mehr Geld für 
Flächengemein-
den mit vielen 
Ortsteilen, strikte 
Einhaltung des 
Konnexitätsprin-
zips 

- staatliche Zu-
schüsse für die 
Sanierung von 
Wasser- und Ab-
wasserkanälen 

- bessere Unter-
stützung beim 
Breitbandausbau, 
jährlich 150 Mio. 
Euro Kompensa-
tion für die Strabs 

- Sonderinvestiti-
onsprogramm 
„Schwimmbäder“ 
in Höhe von 25 
Mio. Euro 

 

 

- kommunalen Fi-
nanzausgleich zu-
allererst für Aus-
gleich struktureller 
Ungleichheiten 
nutzen 

- Erhalt des Län-
derfinanzaus-
gleichs 
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- Unterstützung 
von Städten/Ge-
meinden, die 
durch Bundes-
wehrreform/Abzug 
US-Truppen in 
strukturellen 
Schwierigkeiten 
sind 

Kurzeinschät-
zung zu I 1./2. 

1. Für eine aktive 
Regional- und 
Strukturpolitik 

 

2. Grundausstat-
tung der Kommu-
nen verbessern 

 

keine Reform des 
LEP, Fokus auf 
unternehmensbe-
zogene Förderung 

für Reform des 
LEP, detaillierte 
Vorschläge zur 
Verbesserung der 
finanziellen Situa-
tion von Kommu-
nen 

detaillierte Vor-
schläge zur Ver-
besserung der fi-
nanziellen 
Situation von 
Kommunen 

für Reform des 
LEP, detaillierte 
Vorschläge zur 
Verbesserung der 
finanziellen Situa-
tion von Kommu-
nen 

Auffällig: Gleich-
wertigkeitsbericht 

Fokus auf Stär-
kung der Regio-
nen 

Wirtschafts- und 
Regionalförderung 
an politische Ziele 
binden (z.B. Ge-
meinwohlorientie-
rung, Tarifbin-
dung…), 
Einnahmeseite der 
Kommunen erhö-
hen 

3. Für eine flä-
chendeckende, 
qualitativ hoch-
wertige und 
gleichwertige Da-
seinsvorsorge 
sorgen 

      



5 

Synopse Landtagswahlprogramme der Parteien CSU, SPD, Grüne, FW, FDP und Linken, Stand: 09.08.2018 

       

3a) Grundversor-
gung: 

 - Sonderförderpro-
gramm für die Er-
richtung von Dorf- 
und Stadtteilläden 

 - Servicestellen 
Nahversorgung  

- Erhalt von ÄrztIn-
nen und Apothe-
ken auf dem Land 

- Dorfläden-Initiati-
ven unterstützen 

  - finanzielle Mittel 
zur Sanierung und 
zum Erhalt der 
Orts- und Dorf-
kerne 

3b) Digitale Infra-
struktur: 

- schneller, flä-
chendeckender 
Ausbau der Breit-
bandversorgung – 
insbesondere im 
ländlichen Raum, 
50 Mbit bis 2020 

- „weiße Flecken“ 
im Mobilfunknetz 
beseitigen: stabi-
les leistungsfähi-
ges Netz gewähr-
leisten 

- bis 2025 alle 
Haushalte an das 
Gigabit-Netz an-
schließen 

- bis 2020 Aufstel-
lung von zusätz-
lich 1.000 Mobil-
funkmasten 

- Mobilfunkpakt 
mit Wirtschaft und 
Kommunen 

- Bayern als Mo-
dellregion für 5G 

 

- alle bayerischen 
Gewerbegebiete 
mit Up- und Down-
load-Geschwindig-
keiten im Gigabit-
Bereich versorgen 

-  Versorgung der 
privaten Haushalte 
mit 100 Mbit/s 

- flächendeckende 
Versorgung beim 
Mobilfunk mit 5G 

 

 

- flächendecken-
des, einfaches, 
kostengünstiges, 
schnelles Internet 
für alle (Breitband, 
Glasfasernetz, 
Mobilfunknetz) 

 - mehr freie 
WLAN-Zugänge/ 
BürgerInnennetze 

- Freifunkbewe-
gung mit Förder-
fonds und steuerli-
chen Vorteilen 
unterstützen 

- schnelles Inter-
net auch auf dem 
Land 

- flächendeckende 
Breitband-Versor-
gung: Rechtsan-
spruch auf Hoch-
geschwindigkeits-
Internetanschluss 

- Ausbaupro-
gramm „Digitali-
siertes Bayern“: 
freies WLAN im 
ÖPNV bis Ende 
2019, Glasfaser-
ausbau bis zur 
Haustür,  

 

prioritärer Glasfa-
serausbau dort, 
wo mangelhafter 
Ausbau das Wirt-
schafts- und Ar-
beitsplatzwachs-
tum hemmt 

 

- kommunaler und 
dezentraler Aus-
bau des Glasfa-
sernetzes  

- Ausbau der öf-
fentlichen WLAN-
Hotspots ohne Au-
thentifizierung und 
vollständige Ab-
schaffung der Be-
treiberhaftung 

- offenen Zugang 
zum Internet, ohne 
Netzsperren und 
Eingriffe in die 
Kommunikation 
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- Funklöcher 
schließen, techni-
sche Funklösun-
gen für bayerisch-
tschechische 
Grenze 

- Ausbau der 
WLAN-Hotspots 

- Finanzierung des 
Ausbaus über 
Fonds: alle Anbie-
ter von TK sollen 
einzahlen, wenn 
nicht möglich: lan-
deseigene Netz-
gesellschaft 

 

- Ortszentren/öf-
fentliche Ge-
bäude/ÖPNV mit 
WLAN ausstatten 

 

von Seiten der In-
ternetanbieter. 

- sofortige Beendi-
gung des Vecto-
ring-Ausbaus 

- Wiedervergesell-
schaftung der Te-
lekom unter demo-
kratischer 
Kontrolle der Ge-
werkschaften, der 
Beschäftigten in 
der Telekom und 
der Öffentlichkeit  

- Glasfasernetz 
flächendeckend 
ausbauen durch 
Telekom 

- flächendecken-
der Ausbau der 
mobilen Netze vor 
allem im ländli-
chen Bereich und 
entlang von Bahn-
strecken und Au-
tobahnen. 
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Kurzeinschät-
zung zu I 3b)  

Digitale  
Infrastruktur 

die Ziele standen 
auch schon im 
Bayernplan von 
2013, allerdings 
mit Deadline bis 
2018 

weitestgehend De-
ckung mit DGB-
Forderungen 

weitestgehend De-
ckung mit DGB-
Forderungen 

Deckung mit DGB-
Forderungen, al-
lerdings sehr vage 

Unternehmensbe-
zug vs. digitale 
Teilhabe 

weitestgehend De-
ckung mit DGB-
Forderungen, For-
derung nach Wie-
dervergesellschaf-
tung der Telekom 

3c) Gesundheits-
versorgung: 

- für eine gesetzli-
che Mindestperso-
nalbemessung 

- Erhöhung der 
Mittel für Investiti-
onen in die Ge-
sundheitsinfra-
struktur in Bayern 

- keine Privatisie-
rung von Kranken-
häusern 

- Landarztquote, 
Landarztprämie 
für 1.000 zusätzli-
che ÄrztInnen auf 
dem Land 

- flächende-
ckende, wohnort-
nahe medizinische 
Versorgung mit 
Fach- und Haus-
ärztInnen sichern 

- 1000 € Hebam-
men-Bonus ab 4 
Geburten 

 

- in Gesamtkon-
zept integrierte 
Gesundheitsver-
sorgung (wohnort-
nahe, sektoren-
übergreifende 
Versorgung, Aus-
bau telemedizini-
scher Leistungen, 
mehr Mitsprache 
der Kommunen 
bei der Bedarfs-
planung…) 

- verbesserte 
Krankenhausin-
vestitionen: Kran-
kenhausstruk-
turfonds gezielt für 
die Sicherung der 
Gesundheitsver-

- genügend Haus- 
und FachärztInnen 

- ausreichend 
Apotheken 

- dezentrale Ge-
burtshilfe, wohnor-
tnahe Hebam-
menversorgung, 
Haftpflicht bezahl-
bar machen, Ver-
gütung steigern 

- schnelle, struktu-
rierte, bedarfsge-
rechte/transpa-
rente 
Landesversor-
gungsplanung: 
schnelle erreich-
bare stationäre 
Grundversor-
gung/Trennung 

- Krankenhäuser 
und Geburtsstatio-
nen flächende-
ckend erhalten 

- virtuelle Gesund-
heitsangebote in 
strukturschwachen 
Räumen anbieten 

- keine Schließung 
von Notaufnah-
men 

- Erhöhung Land-
arztstipendium 
von 600 € auf 
1000 € 

- „soziale Gesund-
heitsversorgung“ 
einführen 

- Dezentralisie-
rung der Bedarfs-
planung 

- Aufbau einer 
bayerischen Arz-
neimittelreserve 

- fairer Wettbe-
werb zwischen 
Vor-Ort-Apothe-
ken und Versand-
handel 

- Notfall-Bereit-
schaftsdienst regi-
onalisieren 

- Überarbeitung 
des Vergütungs-
systems für Kran-
kenhäuser, mehr 
Mittel für Infra-
struktur 

- 800 Millionen € 
für Bau, Sanie-
rung, medizinische 
Ausstattung der 
bayerischen Kran-
kenhäuser 

- Bundesratsinitia-
tive für Zurück-
drängung von Fall-
pauschalen und 
für bedarfsge-
rechte Finanzie-
rung 

- Rückführung pri-
vatisierter Kran-
kenhäuser in öf-
fentliche Hand 

- regionale Zu-
sammenarbeit von 
Krankenhäusern 
und Klinikträgern  
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sorgung in ländli-
chen Regionen 
nutzen 

- gesetzlich gere-
gelte Mindestper-
sonalausstattung 
in allen stationä-
ren Einrichtungen 
der Alten- und 
Krankenpflege 
und in Reha-Klini-
ken 

- Wahlmodell für 
BeamtInnen (GKV 
oder PKV) 

- öffentlichen Ge-
sundheitsdienst 
besser ausstatten 

 

zwischen ambu-
lant und stationär 
aufheben/inte-
grierte Landespla-
nung für ambu-
lante und 
stationäre Notver-
sorgung, Maxima-
lentfernung zu Pa-
tientInnen 
festlegen 

- Unterstützung 
von kommunalen 
Krankenhäusern 

- Landesinvestitio-
nen in Kranken-
hausinfrastruktur 
auf hohem Niveau 
fortführen 

- Wahlmodell für 
BeamtInnen (GKV 
oder PKV) 

- Gemeinschafts-
/Gruppenpraxen, 
Praxisnetzwerke 
unterstützen 

- leistungsbezo-
gene Bezahlung 
von ÄrztInnen 

- Moratorium für 
den Erhalt kleiner 
Krankenhäuser (5 
Jahre) 

- Sonderfinanzie-
rungsprogramm 
zum Erhalt kleiner 
Krankenhäuser 

- Geburtshilfe flä-
chendeckend er-
halten, besser be-
zahlen 

- 100 Millionen € 
für Sicherung von 
Geburtsstationen 
im ländlichen 
Raum/bayerischer 
Haftpflichtfonds in 
Höhe von 7 Millio-
nen €/Jahr für 
Hebammen und 
Entbindungspfle-
ger 

- kommunale Ärz-
tehäuser in unter-
versorgten Kom-
munen 
(Landarztförde-
rung für Kommu-
nen von 200 Milli-
onen €) 

- Sicherung/Aus-
bau Fach-/Kinder-
ärztInnen in wirt-
schaftlich 
schlechter gestell-
ten Vierteln von 
Großstädten 
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- Niederlassungs-
anreize für ÄrztIn-
nen schaffen 

- KV: voraus-
schauende Be-
darfsplanung, tat-
sächliche 
Wahrnehmung ih-
res Sicherstel-
lungsauftrags,  

Mitwirkungsrechte 
der Kommunen 
bei den Zulas-
sungsausschüs-
sen 

- verbindliche Per-
sonalbemessung 
im bayerischen 
Krankenhausge-
setz 

 

Kurzeinschät-
zung zu I 3c) 

Gesundheitsver-
sorgung 

Infrastruktur si-
chern, wie bleibt 
unklar 

alle DGB-Forde-
rungen außer 
„keine Privatisie-
rung von Kranken-
häusern“ 

Auffällig: Forde-
rung nach Wahl-
Modell für Beam-
tInnen 

alle DGB-Forde-
rungen außer 
„keine Privatisie-
rung von Kranken-
häusern“ 

Auffällig: Forde-
rung nach Wahl-
Modell für Beam-
tInnen 

Investitionen in 
kleine Kranken-
häuser und allge-
meine Forderun-
gen zum Erhalt 
der Infrastruktur, 
sonst keine DGB-
Forderungen 

keine DGB-Forde-
rung, Fokus auf 
Vergütungssystem 
Krankenhäuser/ 
ÄrztInnen überar-
beiten: Wettbe-
werb 

alle DGB-Forde-
rungen 
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3d) Pflege: 

- Auf Bundes-
ebene: Einsatz für 
Pflegevollversi-
cherung  

- flächendeckende 
Errichtung von 
Pflegestützpunk-
ten als Beratungs-
stellen in Bayern 

- Zahl der Kurz-
zeitpflegeplätze in 
Bayern erhöhen 

- Initiativen für 
bessere Rahmen-
bedingungen in 
der Pflege starten: 
Attraktivität der 
Pflegeberufe erhö-
hen 

- Kontrollstruktu-
ren der Pflege um 
den Faktor Ar-
beitsbedingungen 
erweitern 

- Einrichtung von 
1.000 neuen stati-
onären und 500 
Kurzzeitpflege-
plätzen (65 Millio-
nen €) 

- Aufforderung an 
Bund: gemeinsam 
mit Tarifpartnern 
für flächende-
ckende Zahlung 
von Pflegeperso-
nal nach Tarif sor-
gen 

- Bayerisches Lan-
despflegegeld: 
jährlich 1.000 € ab 
2. Pflegegrad für 
pflegende Ange-
hörige 

- Gründung Baye-
risches Landes-
amt für Pflege 

- Forschung: Zent-
rum Pflege Digital 
und Förderung 

- umfassender, 
bedarfsgerechter 
Ausbau von Ent-
lastungsangebo-
ten und Hilfen für 
pflegende Ange-
hörige im Alltag: 
Ausbau Pflege-
stützpunkte/Finan-
zierungshilfe Frei-
staat 

- „konzertierte Ak-
tion Pflege“ mit 
Gewerkschaften, 
Wohlfahrtsverbän-
den, Trägern, 
Kommunen… in-
stallieren 

- gesetzlich gere-
gelte Mindestper-
sonalausstattung 
in allen stationä-
ren Einrichtungen 
der Alten- und 
Krankenpflege 
und in Reha-Klini-
ken 

- gesetzlich fest-
gelegte Personal-
bemessung mit 
höherem Perso-
nalschlüssel 

- verbindliche 
Dienstpläne 

- Erleichterung der 
Allgemeinverbind-
lichkeitserklä-
rung/bessere Be-
zahlung 

- mehr Kurzzeit-
pflegeplätze, Ta-
ges- und Nacht-
pflegeplätze 

- effektive Quali-
tätskontrollen 

- Unterstützungs- 
und Ausbildungs-
möglichkeiten für 
Angehörige ver-
bessern 

- Stärkung ambu-
lanter Pflege-
dienste 

- besserer Perso-
nalschlüssel in 
Pflegeeinrichtun-
gen 

- unabhängige flä-
chendeckende 
Pflegeberatung 

- Ausbau von Ta-
ges- und Nacht-
stätten für Senio-
rInnen 

- Einführung einer 
generalistischen 
Pflegeausbildung 

- Schulgelder für 
Physio-/Ergo-The-
rapeutInnen und 
LogopädInnen ab-
schaffen 

- ehrenamtliche 
Hospizmitarbeite-
rInnen besser un-
terstützen 

- bayerische Pfle-
gekammer 

- faire Bezah-
lung/angemesse-
ner Personal-
schlüssel 

- Ausbau von stati-
onären und Kurz-
zeitplätzen 

- Förderung der 
ambulanten Ver-
sorgung 

- Aufzeichnungs-
pflichten auf den 
Prüfstand 

 

- verbindliche Per-
sonalbemessung 
im bayerischen 
Krankenhausge-
setz, höherer Stel-
lenschlüssel für 
Altenpflege 

- gesetzliche Min-
deststandards bei 
Pflege und Perso-
nalausstattung 

- Pflegemindest-
lohn in Höhe von 
14,50 €, Kosten-
transparenz 

- Überführung des 
Pflegewesens in 
gemeinnützige, 
genossenschaftli-
che, kommunale 
oder staatliche 
Verantwortung 

- Ausbau ambu-
lanter Pflegestruk-
turen 
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- tatsächliche 
Durchführung der 
festgelegten Kon-
trollen nach dem 
Pflegestärkungs-
gesetz ohne vor-
herige Ankündi-
gung 

- keine bayerische 
Pflegekammer 

von Assistenzsys-
temen für Pflege-
bedürftige 

- Verdopplung der 
Angebote für die 
Hospiz- und Palli-
ativversorgung 

- Bezahlung nach 
Flächentarif 

- gleiche Bedin-
gungen bei kirchli-
chen Trägern  

- Ausbau der Ta-
ges- und Nacht-
pflege, der Kurz-
zeit- und 
Verhinderungs-
pflege: Investiti-
onskostenförde-
rung für solitäre 
Kurzzeitpflege-
plätze, Landesrah-
menvertrag für die 
Kurzzeitpflege und 
die teilstationäre 
Pflege 

- staatlicher Inves-
titionskostenzu-
schuss für Moder-
nisierung/Bau/mod
erne Technik von 
Alten- und Pflege-
heimen 

 

- Aufbau kommu-
naler Pflegebera-
tungsstellen 

- Gründung baye-
rische Pflegekam-
mer 

- wohnortnahe 
Palliativversor-
gung ausbauen 

 - Angebote zur 
Entlastung pfle-
gender Angehöri-
ger ausweiten 

- demokratisch ge-
wählte Heimräte 

- Stärkung der 
Rechte von Be-
schäftigten in Pri-
vathaushal-
ten/Kontrollen und 
arbeitsrechtliche 
Unterstützung 
ausweiten 

- flächendeckende 
Einrichtung von 
Beschwerdestel-
len 

-Recht auf be-
zahlte Freistellung 
für Pflege von 
mind. 6 Wochen 



12 

Synopse Landtagswahlprogramme der Parteien CSU, SPD, Grüne, FW, FDP und Linken, Stand: 09.08.2018 

       

- Weiterentwick-
lung der Pflege-
versicherung zu 
einer Vollversiche-
rung nach dem 
Modell der Bürger-
versicherung 

- bessere Anrech-
nungszeiten von 
Pflegezeiten bei 
der Rente 

- PatientInnenbe-
teiligung stärken 
(Sorgentelefon…) 

- kostenfreie Aus-
bildung für alle 
Gesundheitsfach-
berufe und gesetz-
licher Anspruch 
auf Weiterbildung 

- Ausbildung in 
Pflegeberufen in 
BBiG überführen 
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Kurzeinschät-
zung zu I 3d) 

Pflege 

 

eine DGB Forde-
rung: Ausbau 
Kurzzeitplätze 

 

Auffällig: Forde-
rung an Bund, 
Pflegepersonal flä-
chendeckend 
nach Tarif zu be-
zahlen 

alle DGB-Forde-
rungen, außer 
Kontrollstrukturen 

Auffällig: Forde-
rung, Pflegeberufe 
ins BBiG aufzu-
nehmen, „konzer-
tierte Aktion 
Pflege“ mit Ge-
werkschaften 

alle DGB-Forde-
rungen 

Auffällig: Forde-
rung nach bayeri-
scher Pflegekam-
mer 

nur Pflegebera-
tungsstellen, im 
weitesten Sinne 
Attraktivität durch 
Abschaffung 
Schulgeld in best. 
Berufen und bes-
serer Personal-
schlüssel 

Auffällig: Forde-
rung nach bayeri-
scher Pflegekam-
mer 

eine DGB Forde-
rung: Ausbau 
Kurzzeitplätze, 
dann nur sehr 
vage: Forderung 
nach fairer Bezah-
lung 

Auffällig: Forde-
rung danach, Auf-
zeichnungspflich-
ten auf den 
Prüfstand zu stel-
len 

alle DGB-Forde-
rungen, außer 
Ausbau Kurzzeit-
plätze, Kontroll-
strukturen werden 
nicht explizit er-
wähnt 

Auffällig: Forde-
rung Pflegemin-
destlohn von 
14,50€ und Mitbe-
stimmung der Ge-
pflegten 

3e) Energie: 

- Energiewende so 
gestalten, dass 
Energie versor-
gungssicher, um-
weltschonend und 
bezahlbar (für Ein-
zelpersonen und 
Unternehmen) 
bleibt 

- Investitionssi-
cherheit  

 - Abschaffung der 
10H-Regelung 

- bis 2035 ge-
samte Energiever-
sorgung aus er-
neuerbaren 
Energien zu be-
zahlbaren Ener-
giekosten 

- Investitionsför-
derprogramm für 
erneuerbare Ener-
giequellen 

- 10H-Regelung 
abschaffen 

- Energieagentu-
ren in allen Land-
kreisen: kompe-
tente unabhängige 
Beratung 

- Ausbau von Wär-
menetzen 

- Neugestaltung 
der EEG-Umlage, 
EEG-Umlage-
Power-to-Gas 
streichen 

- Bayerischer 
Strom durch er-
neuerbare statt 
Kohlestrom per 
Gleichstromtras-
sen 

- Förderprogramm 
für Power-to-Gas 

- sichere, preis-
günstige, umwelt-
freundliche Ener-
gieversorgung:  

Einspeisevergü-
tung für Neuanla-
gen schnellstmög-
lich beenden 

 

 

 

 

- 10H-Regelung 
abschaffen 

- sozial gestaffelte 
Energiepreise 

- Gaskraftwerke 
nur mit Abwärme-
nutzung/Wärme-
konzept bauen 
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- Abschaffung der 
10h-Regelung 

- für Übergangs-
zeitraum Gaskraft-
werke (keine 
neuen Kohlekraft-
werke) 

- Ausbau der 
Stromnetze 

- Einsparpotentiale 
im Gebäudebe-
stand nutzen  

- Sonderförderpro-
gramm für die 
energetische Sa-
nierung von pri-
vatem Wohnraum 
in ländlichen Ge-
bieten 

- Speichertechni-
ken ausbauen 

- energetische Ge-
bäudesanierungen 
steuerlich fördern 

- Förderprogramm 
für Bürgerenergie-
projekte 

- Windkraft wieder 
möglich machen 

- kleine Wasser-
kraftwerke schüt-
zen 

- bayernweites 
Frackingverbot 

 

- gerechte Kraft-
werksinfrastruktur: 
Weiterbestehen 
von Kernkraftwer-
ken, Errichtung 
von bis zu 2 GW 
neuer Gaskraft-
werke ab 2022 

- Ausbau der 
Übertragungs- und 
Verteilnetze/Spei-
chertechnologien: 
Beschleunigung 
der Trassen Sued-
OstLink und Sued-
Link 

- intelligente Netze 

- dezentrale Ener-
gieversorgung vor 
Ort stärken 

- kommunale 
Energieagenturen 
zur Energiebera-
tung von Haushal-
ten mit niedrigem 
Einkommen 

- warmmietenneut-
rale energetische 
Sanierungen 

- Vorreiterrolle 
Bayerns in der 
Tiefengeothermie 
sowohl bei Wär-
menetzen als 
auch bei der 
Stromerzeugung 
anstreben 

- Ausbau der 
Stromverteilnetze 
für die Mittelspan-
nung 

- naturverträgliche 
Gestaltung der be-
stehenden großen 
Wasserkraftwerke 

- kein Fracking 
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3f) Mobilität und 
ÖPNV 

- Bayern als Leit-
markt für die Mo-
bilität der Zu-
kunft: 

- neue Mobilitäts-
formen und Ge-
schäftsmodelle 
(bspw. Car-Sha-
ring, Mobilität zwi-
schen den Städ-
ten/innerstädtisch, 
Energiekette, 
Elektromobilität, 
automatisiertes 
Fahren) 

- Ausbau von 
ÖPNV und Fahr-
rad(schnell)wegen 

- SPNV, ÖPNV 
und Individualver-
kehr optimal ver-
netzen 

 

- 100 Millionen € 
zusätzliche Förde-
rung für ÖPNV 
(kommunale Ver-
kehrsverbünde, 
Smart- und Bür-
gerbusse, Ent-
wicklung land-
kreisübergreifende
r Buslinien) 

- einheitlicher 
ÖPNV-Tarif 

- Ticketkauf auf ei-
nen Blick und 
Klick  

- Neuanschaffung 
von 2.000 Bussen, 
100 Trambahnen 
und 50 U-Bahnen 

- bis 2020 kosten-
loses WLAN in 
Bus und Bahn 

- erste Referenz-
strecke für Hyper-
Loop, Flug-Taxis 

- Verkehrswende: 
bezahlbar, um-
weltfreundlich, di-
gital 

- Vernetzung aller 
Verkehrsmittel 

- Mobile-Apps für 
ländlichen Raum 

- langfristig kos-
tenloser ÖPNV 
(zuerst: Azu-
bis/SchülerIn-
nen/Studierende, 
SeniorInnen, Sozi-
alticket) 

- Transformations-
beirat „Elektromo-
bilität“/Rat für den 
Wandel der Mobili-
tät mit Gewerk-
schaften, Kommu-
nen, 
Umweltverbänden 
und Unternehmen, 
z.B. emissions-
freier motorisierter 
Individualverkehr 

- Smartphone/In-
ternet zur Kombi-
nation 
ÖPNV/Auto… nut-
zen/App 

- „Bayern-Pass“ 
(landesweite Netz-
karte für alle öf-
fentlichen Ver-
kehrsmittel) 

- attraktive Über-
gangstarife für 
bundeslän-
derübergreifende 
Verbindungen 

- Mobilitätsgaran-
tie für Bayern: ab 
5:00 Uhr bis 0:00 
Uhr mind. Stun-
dentakt mit ver-
lässl. umwelt-
freundlicher 
Anbindung 

- kostenloses Ti-
cket für Kinder bis 
18 Jahre und 

- Vernetzung von 
Rad und ÖPNV 

- in der Fläche 
ÖPNV massiv 
ausbauen/ein 
ÖPNV-Tarif für 
ganz Bayern 

- bayernweites 
Radverkehrsnetz, 
Radschnellwege 
bauen 

- Entlastung des 
Verkehrs durch 
Home-Office 

- Car-Sharing aus-
bauen 

- E- und Gas-Mo-
bilität und andere 
Antriebe fördern, 
entsprechende Inf-
rastruktur bereit-
stellen 

- Diesel-Nachrüs-
tungen statt Fahr-
verbote 

- smarte Vernet-
zung aller Ver-
kehrsmittel: indivi-
duelle Mobilität 
ermöglichen (Taxi-
markt deregulie-
ren), bedarfsge-
steuerte Mobilität 
im ländlichen 
Raum: Anrufsam-
meltaxis, CarSha-
ring, Bürgerbusse, 
Freigabe von 
Fahrplänen und 
Anschluss an Bu-
chungssysteme al-
ler Anbieter 

- Verkehrsmittel 
Fahrrad stärken 

- Pendler-
ströme/Wohn-
raummangel durch 
mehr Homeoffice 
und Förderung 
von co-working-
spaces im ländli-
chen Raum ein-
dämmen 

- Landesmobili-
tätsplan: bessere 
Verknüpfung aller 
Verkehrsträger, 
netzartige Verbin-
dung aller Sied-
lungsgebiete 

- Bayernpass für 
Geringverdie-
nende und Sozial-
leistungsbeziehe-
rInnen 

- kostenloser 
ÖPNV für Kinder 

- perspektivisch ti-
cketfreier ÖPNV, 
Bayern-Tarif 

- attraktive Bedin-
gungen beim um-
weltfreundlichen 
Verkehr (ÖPNV, 
Rad, Fuß) vs. we-
niger attraktive 
Bedingungen im 
motorisierten Indi-
vidualverkehr (z.B. 
City Maut) 
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- Elektromobilität 
weiter entwickeln 
(v.a. Batterietech-
nik) 

- Autopakt mit der 
IG Metall 

 

- 1,5 Milliarden € 
Investitionen in 
kommunale Ver-
kehrsinfrastruktur 

- flächendecken-
des Netz von La-
desäulen 

- Metropolregio-
nen und ländli-
chen Raum ver-
binden 

- Investitionen Inf-
rastruktur, flexible 
Modelle wie Ruf-
busse, Carsha-
ring- und E-Mobili-
tätskonzepte)  

- ÖPNV-Zuwei-
sungen an Kom-
munen auf 250 
Millionen erhöhen 

- Modellregionen 
„Mobil im Land“ 

 

 

SchülerInnen/Stu-
dierende/Azubis  

- Fahrgastzahlen 
in den nächsten 
10 Jahren verdop-
peln 

- Städte/Kreise 
sollen „Nahver-
kehrsabgabe“ ver-
langen dürfen 

- Ausbau der 
Fahrradinfrastruk-
tur 

- flächendecken-
des Netz an Lade-
möglichkeiten mit 
Strom und erneu-
erbaren Energien 

- Förderung des 
Car-Sharing 

- gegen die dritte 
Startbahn am 
Münchner Flugha-
fen 

 

- keine PKW-Maut 

-Lichtzeichenanla-
gen für flüssigen, 
umweltfreundli-
cheren Verkehr 
vernetzen 

- keine dritte Start-
bahn am Münch-
ner Flughafen 

- gesamtbayeri-
sches Flughafen-
konzept 

- Schifffahrtswege 
naturnah aus-
bauen 

 

 

 

- keine Fahrver-
bote 

- emissionsarmen 
Individualverkehr 
fördern: geson-
derte kostenlose 
Stellplätze für Au-
tos mit Hybrid- o-
der Elektromotor, 
flächendeckende 
Einrichtung von 
Ladestationen 

- Car-Sharing för-
dern 

- Deregulierung 
des Taxi-Marktes 

- für die dritte 
Startbahn am 
Münchner Flugha-
fen 

  

 

- Radwege und 
ÖPNV ausbauen: 
Radverkehrsinfra-
struktur, flächen-
deckender, netzar-
tiger, barrierefreier 
Ausbau des 
ÖPNV: kürzere 
Taktfolgen, län-
gere Züge, Be-
schleunigungspro-
gramme für Bus 
und Tram… 

- regulierter Taxi-
Verkehr 

- statt Kaufprämie 
für Elektroautos: 
Förderung Elektro-
mobilität im ÖPNV 

- keine PKW-Maut 

- für kommunale, 
demokratisch kon-
trollierte Nahver-
kehrsunternehmen 
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- Bürgerräte zur 
Demokratisierung 
der Verkehrspla-
nung 

- keine dritte Start-
bahn am Flugha-
fen München 

Kurzeinschät-
zung zu I 3f) 

Mobilität und 
ÖPNV 

Auffällig: Hyper-
loop, Flugtaxis 

Auffällig: Transfor-
mationsbeirat für 
den Wandel der 
Mobilität mit Ge-
werkschaften,… 

Auffällig: Mobili-
tätsgarantie 

Auffällig: Pendler-
problem u.a. durch 
mehr Home-Office 
lösen 

Auffällig: Pendler-
problem u.a. durch 
mehr Home-
Office/Co-Work-
ing-Spaces auf 
dem Land lösen 

 

3g) Investition in 
Qualität und 
Quantität des 
Schienenver-
kehrs: 

- Ausbau Güter-
verkehr (von der 
Straße auf die 
Schiene) 

- Nachbesserun-
gen bei der Takt-
abstimmung im 
Personenbereich 

- Schienennahver-
kehr im Stunden-
takt 

- massiver Ausbau 
der Schieneninfra-
struktur: höhere 
Investitionen, Son-
derprogramm für 
die Reaktivierung 
stillgelegter Eisen-
bahnstrecken 

- Bedarfs-
halte/Bahnhalte im 
Schienenperso-
nennahverkehr im 
ländlichen Raum 
ausbauen 

- flächendecken-
der Ausbau, barri-
erefrei 

- Reaktivierung 
still gelegter Stre-
cken 

- Engpässe im 
Schienennetz be-
seitigen 

- zügige Elektrifi-
zierung der Bahn 

 

- zügige Realisie-
rung der auf Bun-
desebene geplan-
ten 
Schienenprojekte 

 - vollständige 
Elektrifizierung 
des bayerischen 
Eisenbahnnetzes 

- Gütertransport 
auf der Schiene 
fördern 

 

- Ausbau des bay-
erischen Schie-
nennetzes: Bren-
ner-Basis-Tunnel 
etc. fortsetzen 

- Verlagerung von 
Fernfrachtverkehr 
auf die Schiene 

- bayernweite Ein-
führung des Zugsi-
cherungssystems 
ETCS 

- Modernisierung 
und flächenhafter 
Ausbau des 
Schienennetzes, 
z.B. zweigleisiger 
Anbau von einglei-
sigen Strecken 

- Reaktivierung 
stillgelegter Stre-
cken 
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- Anstrengungen 
beim Ausbau der 
Transeuropäi-
schen Netze 

- Elektrifizierung 
von Bahnstrecken 
(z.B. Chemiedrei-
eck, PKW-Ver-
kehre, Ost/West-
anbindungen - 
Tschechien) 

- Wiederinbetrieb-
nahme stillgeleg-
ter Strecken 

- mehr Direktver-
bindungen 

- Elektrifizierung 
von 70 % des 
Schienennetzes 
bis 2025, alterna-
tive Antriebssys-
teme zu Diesel für 
nicht-elektrifizierte 
Strecken 

- mehr Kapazität 
im Güterverkehr: 
mehr Verladestati-
onen, längere 
Ausweichgleise, 
besserer Lärm-
schutz, verstärkter 
Kombi-Verkehr 

- Verlagerung Ver-
kehr auf Schiene 
(insbes. Güterver-
kehr) 

- Lärmsanierung 
an Bestandsstre-
cken 

- bundesweites In-
vestitionspro-
gramm zur zügi-
gen 
Elektrifizierung 

- Förderung Güter-
verkehr, stärkere 
Finanzierung des 
Gleisanschluss-
programms 

- Reform der 
Bahn-Reform 

- Sozial-Bahn-
Card 

3h) Öffentliche 
Investitionen in 
Neubau von Stra-
ßen/Ertüchtigung 
des bestehenden 
Straßennetzes:  

- v.a marode Brü-
cken und überlas-
tete Fernstraßen 

- 20 Millionen € 
zusätzlich für Aus-
bau/Modernisie-
rung der Staats-
straßen 

- 1,5 Milliarden € 
Investitionen in 
kommunale Ver-
kehrsinfrastruktur 

- Erhalt vor Aus-
bau/Verbreiterun-
gen und Flächen-
verbrauch 
eingrenzen 

- stabiles Investiti-
onsniveau beim 
Bau und Erhalt der 
Staatsstraßen 

- Bundesstraßen 
und Autobahnen 
zu 100 % in 
Staatsbesitz 

- nachhaltige Be-
wirtschaftung des 
bayerischen Stra-
ßennetzes/Investi-
tionsstau lösen 

- keine Privatisie-
rungen von Auto-
bahnen und Bun-
desstraßen 
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II Für gute Arbeit und einen guten Lohn! 

Art. 166 „Jedermann hat das Recht, sich durch Arbeit eine auskömmliche Existenz zu schaffen.“ 

Art. 167 „Ausbeutung, die gesundheitliche Schäden nach sich zieht, ist als Körperverletzung strafbar.“ 

Art. 174 „Jeder Arbeitnehmer hat ein Recht auf Erholung. Es wird grundsätzlich gewährleistet durch ein freies Wochenende.“ 

1. Niedriglöhne 
eindämmen, Min-
destlohn kontrol-
lieren, umsetzen 
und erhöhen 

 - Zurückdrängen 
von Niedriglöhnen, 
Scheinselbststän-
digkeit 

- Ausnahmen 
beim Mindestlohn 
abschaffen 

 

- Gewerbeauf-
sichtsämter perso-
nell aufstocken 
(u.a. Kontrolle 
Ausbildungsquali-
tät) 

 - monatliche statt 
tägliche Aufzeich-
nung der Arbeits-
zeit beim Mindest-
lohn 

 - strengere Min-
destlohn-Kontrol-
len 

2. Bayerisches 
Tariftreue- und 
Vergabegesetz 

 - Tariftreue- und 
Vergabegesetz 

- Landesvergabe-
gesetz (ökologi-
sche, soziale und 
menschenrechtli-
che Kriterien) 

- Landesaufträge 
nur an Unterneh-
men mit Tariflohn, 
gleichzeitig: 

- Vergaberecht für 
Kommunen ver-
einfachen und 

 - Bayerisches 
Vergabegesetz: 
gebunden an Ein-
haltung Arbeitneh-
merschutzrechte, 
Tarifbindung; wo 
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kommunalfreundli-
cher gestalten 

- Bürokratieabbau 
bei Bauanträgen 

- monatliche statt 
tägliche Erfassung 
der Arbeitszeit 
beim Mindestlohn  

möglich: Bevorzu-
gung von Unter-
nehmen mit Be-
triebsrat, 
bestimmte Unter-
nehmen von 
Vergabe aus-
schließen (Krite-
rien: Massenent-
lassungen, 
Arbeitsplatzabbau  
oder Verlagerung 
Firmensitz ins 
Ausland) 

- Fördermittel für 
mittelständische 
Betriebe/ Exis-
tenzgründerInnen, 
die sich an tarifli-
che Standards 
halten 

3. Einsatz für Re-
gulierung von 
prekärer Be-
schäftigung  

 

 - Zurückdrängen 
des Missbrauchs 
von Leiharbeit und 
Werkverträgen  

- gegen Auswei-
tung prekärer Be-
schäftigungsver-
hältnisse  

- atypische Be-
schäftigungsver-
hältnisse eindäm-
men 

 - Volle Sozialversi-
cherungspflicht ab 
dem ersten Euro 
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(Leiharbeit, Werk-
verträge, Minijobs, 
Click/Crowdwor-
king…) 

- gleiche Bezah-
lung für Leiharbei-
terInnen und 
Stammbelegschaft 

- EU-Überlas-
sungsregelungen 
für ausländische 
ArbeitnehmerIn-
nen auf den Prüf-
stand stellen 

- Ersatz von Midi- 
und Mini-Jobs 
durch unbefristete 
Arbeitsverträge 
mit existenzsi-
cherndem Ein-
kommen 

- Rechtsanspruch 
auf Mindeststun-
denzahl von 22 
Stunden 

4. Gesundheits-
förderliche Ar-
beitsbedingun-
gen: 

- Förderung von 
Gesundheitsma-
nagement und be-
trieblichem Ge-
sundheitsschutz, 
insbesondere in 
KMU 

- Fokus auf Prä-
vention 

 - Schwerpunkt be-
trieblicher Ge-
sundheitsschutz 
bei Forschung für 
gute und selbstbe-
stimmte Arbeit  

 - rentable und or-
dentliche Arbeits-
bedingungen, be-
triebliche 
Gesundheitsförde-
rung unbürokra-
tisch fördern 

 - Anti-Stress-Ver-
ordnung, individu-
elles Veto-Recht 
gegen Überlas-
tung 

- Mitbestimmungs-
rechte bei Perso-
naleinsatz, Ziel-
vorgaben und 
Arbeitsplanung  

- Bayerisches Prä-
ventionsgesetz 
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- Flexibilität nach 
den Bedürfnissen 
der Beschäftigten: 
Recht auf mobiles 
Arbeiten/Home 
Office 

5. Flexibilisie-
rung zu Gunsten 
der Beschäftig-
ten: 

 - keine Öffnung 
des Arbeitszeitge-
setzes 

- Recht auf Log off 

 

 - klare Regelun-
gen zur Flexibili-
sierung, für die 
Anpassung und 
den Schutz der Ar-
beitszeiten 

- lebensphasen-
bestimmte Arbeits-
zeit 

- langfristig 30-
Stunden-Woche 

 

- aktive Gestaltung 
des Wandels der 
Arbeitswelt ge-
meinsam mit Ge-
werkschaften u.a. 

- keine Aushöh-
lung von Arbeit-
nehmerrechten 
und Arbeitsschutz-
standards 

- Arbeitsrecht 4.0 
für mehr räumliche 
und zeitliche Flexi-
bilität der Arbeit-
nehmerInnen 
ohne zusätzliche 
Bürokratie 

- Flexibilisierung 
des Arbeitsschutz-
gesetzes, Home-
office in Bayern 
stärken 

- Recht auf Nicht-
Erreichbarkeit, 
Recht auf Freizeit, 
Recht auf Sabbat-
jahr mit Rückkehr-
recht auf gleichen/ 
gleichwertigen Ar-
beitsplatz 

- Recht auf Frei-
zeit, gesetzliche 
Wochenhöchstar-
beitszeit auf 40 
Stunden reduzie-
ren, Ausnahmen 
strikter begrenzen, 
stärkere, gesetz-
lich vorgeschrie-
bene Kontrollen 
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- Arbeitgeber ge-
setzlich verpflich-
ten, Überstunden 
vollständig zu er-
fassen und mit Zu-
schlägen/Freizeit-
ausgleich 
abzugelten 

- Erhalt des La-
denschlussgeset-
zes/keine Sonn-
tagsarbeit 

- langfristig Ar-
beitszeitverkür-
zung auf 30 Stun-
den bei vollem 
Lohnausgleich 

6. Langzeitar-
beitslosigkeit ab-
bauen: 

- Ausbau der Akti-
vitäten zur Arbeits-
förderung (gerade 
für jüngere und äl-
tere Menschen) 

- Bayerisches 
Fachkräftepro-
gramm zur Qualifi-
zierung von Ju-
gendlichen ohne 
Ausbildung, Lang-
zeitarbeitslosen 
und Älteren 

- Passiv-Aktiv-
Tausch in Bayern 
ermöglichen 

- bei Langzeitar-
beitslosen ge-
samte Familie ein-
beziehen 

- Kindergrundsi-
cherung 

- Arbeitsförderung 
so umbauen, dass 
Langzeitarbeits-
lose, Menschen 
mit Handicap, Ju-
gendliche ohne 
Ausbildung und 
Geflüchtete eine 
Chance auf Arbeit 
haben 

- ganzheitlicher 
Betreuungsansatz 
bei der Arbeits-
marktintegration 

- flächendecken-
des Programm zur 
beruflichen In-
tegration und Akti-
vierung von Lang-
zeitarbeitslosen 

- Umschulungen: 
mehr anwen-
dungsorientierte 
Teilqualifizierun-
gen/ Umschulun-
gen, Prüfung und 
Zertifizierung 
durch private An-
bieter 

- Ausbau der öf-
fentlichen Be-
schäftigung 

- Umwandlung von 
1-Euro-Jobs in so-
zialversicherungs-
pflichtige, tariflich 
entlohnte „Bürger-
arbeit“ 



24 

Synopse Landtagswahlprogramme der Parteien CSU, SPD, Grüne, FW, FDP und Linken, Stand: 09.08.2018 

       

- Weiterbildungs-
vorrang (ab-
schlussbezogen) 
vor Vermittlungs-
vorrang  

- öffentlich geför-
derte Beschäfti-
gung für Men-
schen ohne 
mittelfristige Per-
spektive auf dem 
ersten Arbeits-
markt 

 

- Ziel: über 
100.000 zusätzli-
che Fachkräfte 

- längere Bezugs-
dauer ALG I, Neu-
ordnung von ALG 
II: Ablehnung von 
Sanktionen, die 
das Existenzmini-
mum unterschrei-
ten 

- nachhaltige Qua-
lifizierung vor 
kurzfristiger Ver-
mittlung  

- Aufbau eines öf-
fentlichen Be-
schäftigungssek-
tors mit 
Lohnzuschüssen 
und intensivem 
Coaching 

- Kindergrundsi-
cherung 

- Landespro-
gramm für Fach-
personal bei den 
Kommunen zur 
gezielten Arbeits-
platzanbahnung 
und Qualifizierung 
für Langzeitar-
beitslose 

- Modell der „Opti-
onskommune“ flä-
chendeckend er-
möglichen 

Kurzeinschät-
zung zu II 

Für gute Arbeit 
und einen guten 
Lohn! 

 

 

nichts, nur Thema 
Fachkräfte  

alle DGB-Forde-
rungen außer Ge-
sundheitsschutz, 
teilweise sehr 
vage 

sehr vage erstaunlich viele 
Übereinstimmun-
gen, der Teufel 
liegt im Detail! 

Fokus auf Eigen-
verantwortung, 
Flexibilisierung 
statt Regulierung 

alle DGB-Forde-
rungen, teilweise 
weitgehender 
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III Für bezahlbaren Wohnraum! 

Art. 106 „Jeder Bewohner Bayerns hat das Recht auf eine angemessene Wohnung.“ 

1. Bis 2025 min-
destens 50.000 
neue Sozialwoh-
nungen 

- BayernHeim: bis 
2025 10.000 neue 
Wohnungen für 
untere und mittlere 
Einkommensgrup-
pen (v.a. Erziehe-
rInnen und Pflege-
rInnen) 

- außerdem: 
500.000 Wohnun-
gen bis 2025 
bauen (wie und 
welche steht nicht 
drin, Fokus auf 
Privatwirtschaft) 

- bayerische Ei-
genheimzulage; 
Baukindergeld 
Plus 

- bis 2023 25.000 
neue Wohnungen 
durch landesei-
gene Wohnungs-
baugesellschaft 
(Sozialwohnungen 
und Wohnungen 
für Bedienstete 
des Freistaats) 

- 5 Milliarden € für 
500.000 neue 
Wohnungen mit 
40-jähriger Sozial-
bindung in den 
nächsten 5 Jahren 

 - mehr Wohnun-
gen durch Abbau 
von „Investitions-
hemmnissen“:  

- Wohnungsbau 
entbürokratisieren 

- Harmonisierung 
der Bauordnungen 
der Bundesländer, 
Baukosten-TÜV, 
digitale Systeme 
für Planung und 
Bau nutzen 

- Wiedereinfüh-
rung der degressi-
ven Abschreibung 
auf Wohnimmobi-
lien 

- jährlich Bau von 
40.000 Sozialwoh-
nungen mit dauer-
hafter Zweckbin-
dung 

- gesetzlicher 
Rahmen für eine 
verbindliche Quote 
an sozialgebunde-
nen Wohnungen 

2. Finanzielle Mit-
tel für den sozia-
len Wohnungsbau 
mindestens ver-
doppeln 

- Förderung für 
den kommunalen 
Mietwohnungsbau 
bis 2025 fortset-
zen 

- Landesmittel auf 
jährlich 350 Millio-
nen € erhöhen 

- 1 Milliarde € jähr-
lich 

- staatlichen Zu-
schuss von 300 
auf 700 €/qm er-
höhen 
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- spezifische För-
derungen für barri-
erefreies Wohnen, 
inklusive Wohnfor-
men, Studierende, 
Auszubildende, 
SeniorInnen, Fa-
milien sowie fle-
xible Wohnformen 

- Grunderwerb-
steuer für den so-
zialen Wohnungs-
bau streichen, 
verstärkter Woh-
nungsbau auf dem 
Land (flächenspa-
rend) 

3. Genossen-
schaftlichen 
Wohnungsbau fi-
nanziell fördern 
und unterstützen 

 - eigene Säule im 
Wohnraumförde-
rungsprogramm, 
Stärkung durch 
günstige Kredite 
und Bereitstellung 
günstiger Grund-
stücksflächen 

- interkommunale 
Zusammenarbeit 
stärken 

- Förderung ge-
meinschaftliches 
Bauen, gemein-
wohlorientierte 
Wohnungswirt-
schaft 

- Werkswohnungs-
bau, Baugemein-
schaften 

 

 

 

  - Genossenschaf-
ten demokratisie-
ren 

- neue Rechtsform 
der haftungsbe-
schränkten Ko-
operationsgesell-
schaft einführen 

- Genossenschaf-
ten bei Verkauf 
staatlichen Grunds 
bevorzugen (Erb-
pacht) 
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4. Der Spekula-
tion mit Bau-
grund ein Ende 
bereiten, keine 
Veräußerung von 
Flächen im Lan-
desbesitz 

 - Einführung 
Grundsteuer C 
(Spekulations-
steuer) 

- Flächenkataster 
des Freistaates 

- Baugrund bevor-
zugt für landesei-
gene Wohnungs-
baugesellschaft 
oder vergünstigt 
an Wohnungsbau-
gesellschaften 

- Flächen müssen 
für geförderten 
Wohnungsbau ge-
nutzt werden (Erb-
pacht, Rückkaufs-
recht des 
Freistaates nach 
Ablauf der Bin-
dung) 

- Einsatz auf Bun-
desebene für 
neues Bodenrecht 

- zusätzlicher 
Grundsteuerhebe-
satz 

- höhere Besteue-
rung innerörtlicher 
Grundstücke 

- Initiative für eine 
bayernweite sozi-
algerechte Boden-
nutzung 

- Kommunen bei 
der Gründung 
kommunaler Woh-
nungsbaugesell-
schaften und der 
Erstellung von Re-
geln für eine sozial 
gerechte Boden-
nutzung unterstüt-
zen 

- nur gemeinwohl-
orientierter Ver-
kauf von Grund-
stücken und 
Vorkaufsrecht für 
Kommunen 

- steuerfreie Ent-
nahme von Bau-
land aus dem Be-
triebsvermögen für 
Landwirte, die 
Mietwohnraum 
schaffen 

- Grundstücke und 
Liegenschaften, 
die nicht für 
Staatszwecke be-
nötigt werden, pri-
vatisieren 

- Bodenpreisde-
ckelung (Veräuße-
rungsgewinne aus 
Bodenpreissteige-
rungen abschöp-
fen und für sozia-
len, kommunalen 
und genossen-
schaftlichen Woh-
nungsbau verwen-
den) 

- öffentlichen Bo-
den nur in Erb-
pachtrecht verge-
ben 
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5. Regelungen 
für die Sozialbin-
dung zugunsten 
der MieterInnen 
überarbeiten 

 - Sozialbindung 
geförderter Woh-
nungen verlän-
gern, neue Bele-
gungsrechte 
zukaufen 

 - Einheimischen-
modelle erhalten 
und ausbauen 

- mehr Berechtigte 
für geförderten 
Wohnraum (Ein-
kommensgrenzen 
erhöhen) 

 - Sonderkommis-
sion „Gerecht 
Wohnen“ 

- öffentliche Be-
schwerdestelle 

- Zweckentfrem-
dungsverbot mit 
hohen Abgaben 
bei Leerstand 

6. Verkauf staatli-
cher Wohnungen 
an Spekulanten 
stoppen 

 - wirksameres 
Vorkaufsrecht für 
Kommunen 

- Wohnraumauf-
sichtsgesetz: 
staatlicher Grund-
besitz darf nur 
noch im Erbbau-
recht vergeben 
werden 

- schärfere Ein-
griffsmöglichkeiten 
bei Zweckentfrem-
dungen 

 

- Immobilienver-
kauf an Nicht-EU-
AusländerInnen 
nach Schweizer 
Modell beschrän-
ken 

 - Wiedereinfüh-
rung Wohnungs-
aufsichtsgesetz  

- Re-Kommunali-
sierungsfonds 
(Rückkauf von 
Wohnungen durch 
Kommunen/Ge-
nossenschaften 
durch öffentl. 
Hand fördern 

- kommunales 
Vorkaufsrecht 
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- Gewinne, die 
durch Spekulation 
mit Mietwohnun-
gen entstehen, 
deutlich höher be-
steuern 

7. Mietpreis-
bremse mit emp-
findlichen Sanktio-
nen schärfen und 
Umsetzung kon-
trollieren 

- Mietpreisbremse 
für staatliche Woh-
nungen: keine 
Mieterhöhungen 
über einen Zeit-
raum von 5 Jahren 

- Mietpreisbremse 
für Bayern schär-
fen 

 - Grundmiete im 
Bereich der ein-
kommensorientier-
ten Förderung 
nicht nach Miet-
spiegel/ ortsübli-
cher Vergleichs-
miete, sondern nur 
in deutlich gerin-
gerem Umfang 
(z.B. Index der 
Bauunterhaltskos-
ten) 

- wirksamere Miet-
preisbremse 

- Unterstützung 
bei der Erstellung 
von qualifizierten 
Mietspiegeln (ein-
heitliche gesetzli-
che Vorgaben) 

- preistreibende 
Mietrechtsver-
schärfungen ver-
hindern 

- Mietpreisbremse 
abschaffen 

- echte Mietpreis-
bremse: flächen-
deckend, unbe-
grenzt, keine 
Ausnahmen 

- Höchstgrenze 

- verpflichtende 
Mietspiegel für 
Städte ab 25.000 
Einwohner (alle 
Mieten einfließen 
lassen), Abschaf-
fung der Moderni-
sierungsmieterhö-
hung/generelles 
Umwandlungsver-
bot von Miet- in Ei-
gentumswohnun-
gen 
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Kurzeinschät-
zung zu III  

Für bezahlbaren 
Wohnraum 

große Worte, aber 
wenig Substanz 

alle DGB-Forde-
rungen 

Auffällig: Forde-
rung Spekulations-
steuer 

alle DGB-Forde-
rungen außer 
Überarbeitung der 
Sozialbindungs-
Regelungen 

Auffällig: Spekula-
tionssteuer 

wenig Konkretes mehr Wohnungen 
durch Deregulie-
rung und Home-
office 

alle DGB-Forde-
rungen, teilweise 
weitgehender 

Auffällig: Forde-
rung Re-Kommu-
nalisierungsfonds 
und Bodenpreis-
deckelung 

IV Für die Gleichstellung von Mann und Frau! 

Art.168 „Männer und Frauen erhalten für gleiche Arbeit den gleichen Lohn.“ 

1. Einsatz für 
eine Aufwertung 
der typischen 
„Frauenberufe“ 
(z.B. Erzieherin/ 
Pflegefachkraft):  

- mehr gesell-
schaftliche Aner-
kennung und bes-
sere Bezahlung 

 

 - Sofortprogramm 
für mehr Erziehe-
rInnen (Aufwer-
tung durch gute 
Arbeitsbedingun-
gen, gute Bezah-
lung, Vereinbarkeit 
Familie und Beruf 

- Neuordnung der 
Ausbildung: Aus-
bildungsvergü-
tung, in BBiG ge-
regelt, Erhalt 
Fachakademien 

- bessere Bezah-
lung/ordentliche 
Ausbildungsvergü-
tung für Erziehe-
rInnen 

- mehr Männer ge-
winnen 

 - mehr Anerken-
nung 

- marktgerechte 
Bezahlung  

- Reform der Er-
zieherInnenausbil-
dung (mögliche 
Verkürzung, Aus-
bildung/ Ab-
schlussprüfung 
unter Aufsicht des 
Kultusministeri-
ums, Kinderpfle-
gerIn nicht in den 
Personalschlüssel 
einbeziehen) 

- Eingruppierung 
von Kinderpflege-
rinnen und -pfle-
gern in S 6 statt S 
4 und von Erzie-
herinnen und Er-
ziehern in S 8 statt 
S 6 

- „Frauenberufe“ 
insbes. im Care-
Sektor aufwerten 
und besser bezah-
len, z.B. durch 
bessere finanzielle 
Ausstattung der 
Kommunen 
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2. Einsatz für 
gleiche berufli-
che Chancen und 
gleiche Bezah-
lung für gleiche 
und gleichwertige 
Arbeit:  

- u.a. PartnerIn-
nenfreistellung 

- bayerisches Fa-
miliengeld für das 
2. und 3. Lebens-
jahr, 250 € pro 
Monat 

- gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit  

- ÖD Vorreiter-
rolle: paritätische 
Besetzung von 
Vorständen, Auf-
sichtsräten in lan-
deseigenen Be-
trieben 

- Gender Budge-
ting beim Haushalt 

- 50 % Professu-
ren an Frauen an 
staatlichen Hoch-
schulen, Veranke-
rung von Zielquo-
ten bei 
Promotionen und 
Habilitationen 

- Parität im Wahl-
recht  

- anonymisierte 
Bewerbungsver-
fahren 

 - gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit 

- Familiensplitting 
statt Ehegatten-
splitting 

- Frauenanteil in 
Führungspositio-
nen ohne Quoten-
zwang erhöhen 

- geschlechtersen-
sible Pädagogik 

- gleicher Lohn für 
gleiche und gleich-
wertige Arbeit  

- Paritätsgesetz, 
bis dahin Frauen-
quote von 50 % im 
Einflussbereich 
des Freistaats 

- Gender 
Mainstreaming als 
Teil der Politik 

- flexible Arbeits-
modelle und Job-
Sharing 

- Gleichstellungs-
beauftragte in al-
len Kommunen 

- flächendeckende 
Beratungsstellen 
zur Berufswahlori-
entierung 

- spezifische Qua-
lifizierungs- und 
Beratungsange-
bote für Frauen 



32 

Synopse Landtagswahlprogramme der Parteien CSU, SPD, Grüne, FW, FDP und Linken, Stand: 09.08.2018 

       

- Familienarbeits-
zeit (partnerschaft-
liche Reduzierung 
der Arbeitszeit, Fi-
nanzierung durch 
Landesmittel) 

- ges. Initiative mit 
der Wirtschaft: 
verlässliche Ar-
beitszeiten, fle-
xible Arbeitszeit-
modelle, 
Brückenteilzeit, 
Ausbau sozialver-
träglicher Telear-
beit 

- mehr Aufstiegs-
chancen für 
Frauen 
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3. Massive Inves-
titionen in quali-
tativ guten Kita- 
und Ganztag-
sausbau: 

- bedarfsgerechte, 
qualitativ hochwer-
tige, flexibel ver-
fügbare und be-
zahlbare 
Kinderbetreuungs-
strukturen 

- 30.000 neue 
Kita-Plätze bis 
2020 

- längere Öff-
nungszeiten 

- Einstellung von 
2.000 Tagespfle-
gepersonen in 
Kitas über staatli-
che Mittel 

- Rechtanspruch 
auf Ganztagsbe-
treuung: bis 2025 
10.000 neue Hort-
plätze 

Qualitätsoffensive 
für Kitas:  

- ausreichend und 
gut qualifiziertes 
Personal 

- ausreichend 
Plätze 

- kleinere Perso-
nalschlüssel 

- Sofortprogramm 
für mehr Erziehe-
rInnen 

- kostenfreie Kita-
Plätze, Be-
triebskitas 

- Sonderinvestiti-
onsprogramm für 
mehr wohnortnahe 
inklusive Hort- und 
Kitaplätze mit fa-
milienfreundlichen 
Öffnungszeiten 

- Qualitätsoffen-
sive (kleinere Be-
treuungsschlüssel, 
zusätzliche fachli-
che Unterstützung 
für Inklusion/ 
Brennpunkte) 

- langfristiges Ziel: 
kostenlose früh-
kindliche Bildung  

(ab kommender 
Legislatur, erstes 
kostenloses Kin-
dergartenjahr) 

- Vereinbarkeit 
von Familie und 
Beruf verbessern 

- kostenfreie Kin-
derbetreuung 

- 24-Stunden-Kitas 
entsprechend der 
Arbeitszeiten 

- langfristig kos-
tenfreie Kitas (da-
vor Staffelung 
nach Einkommen) 

- Ausbau Tages-
mütter-/-väter-An-
gebot 

- Betreuungsgeld 
abschaffen und in 
Kitas investieren 

- bürokratische 
Hürden zur Grün-
dung von Kitas ab-
senken (Qualität 
durch Wettbe-
werb) 

- flexible Betreu-
ungszeiten (min-
destens 10 Stun-
den täglich 

- qualitativ hoch-
wertige und flä-
chendeckende An-
gebote zur 
Einlösung des 
Rechtsanspruches 
auf Betreuung von 
Kindern unter drei 
Jahren 

- Betreuungsange-
bote am Wochen-
ende und in den 
Nachtstunden für 
erwerbstätige El-
tern 

- gesunde, kosten-
freie Mahlzeiten in 
allen Einrichtun-
gen 

- Entbürokratisie-
rung der pädago-
gischen Arbeit 
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- gutes, umfassen-
des Weiterbil-
dungsangebot für 
ErzieherInnen so-
wie bezahlte Vor- 
und Nachberei-
tungs- und Doku-
mentationszeit für 
pädagogische 
Fachkräfte im 
frühkindlichen Be-
reich 

- flächendeckend 
inklusive, gebüh-
renfreie Tagesein-
richtungen  

- zuerst Rechtsan-
spruch auf kosten-
freien Zugang für 
das erste Kita-
Jahr  

- sofortige Erhö-
hung des Grund-
betreuungsschlüs-
sels auf 1:10, 
mittelfristig auf 
1:8, bei bis zu 
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Dreijährigen auf 
1:3  

- kompetente in-
terkulturelle Erzie-
hung 

- Wegfall staatli-
cher Förderung 
gewinnorientierter 
Kindertagesstätten 

- flächendecken-
des Angebot nicht 
religiös gebunde-
ner Kindertages-
stätten 

4. Brückenteil-
zeitgesetz umset-
zen, Hemmnisse 
abbauen 

 - Rückkehrrecht 
von Teilzeit in 
Vollzeit 

- Familienarbeits-
zeit (partnerschaft-
liche Reduzierung 
der Arbeitszeit, Fi-
nanzierung durch 
Landesmittel) 

 - Rückkehrrecht 
von Teilzeit in 
Vollzeit 

 - Rechtsanspruch 
auf Mindeststun-
denzahl von 22 
Stunden (Abwei-
chen nur aus 
schwerwiegenden 
Gründen: BR 
Veto-Recht) 
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Kurzeinschät-
zung zu IV 

Für die Gleich-
stellung von 
Mann und Frau! 

zu Gleichstellung 
nichts, Familien-
geld wird bereits 
umgesetzt 

alle DGB-Forde-
rungen 

Auffällig: Forde-
rung Gender 
Budgeting und Pa-
rität im ÖD 

sehr wenig wenig 

Auffällig: Forde-
rung nach Famili-
ensplitting 

Auffällig: Forde-
rung kostenfreie 
Kitas 

Auffällig: Rechts-
anspruch auf Min-
deststundenzahl 
von 22 Stunden, 
Paritätsgesetz 

V Mitbestimmung (in Bayern) schützen und ausweiten! 

Art. 175 „Die Arbeitnehmer haben bei allen wirtschaftlichen Unternehmungen ein Mitbestimmungsrecht.“ 

1. Allgemeinver-
bindlicherklärun-
gen erleichtern 

 - Ausweitung der 
Tarifbindung 

- allgemeiner 
Branchentarifver-
trag „Soziales“ 

- Allgemeinver-
bindlicherklärung 
in der Pflege er-
leichtern 

  - Allgemeinver-
bindlichkeit er-
leichtern: einsei-
tige Veto-
Möglichkeit ab-
schaffen 

2. OT-Mitglied-
schaften ab-
schaffen, Ver-
bindlichkeit von 
Tarifverträgen er-
höhen (z.B. durch 
kollektive Fortgel-
tung) 

 

 - gute und flächen-
deckende Tarifver-
träge und Mitbe-
stimmung für alle 
ArbeitnehmerIn-
nen 

   - Erhalt und Aus-
bau von Flächen-
tarifverträgen 
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3. Schwerpunkt-
staatsanwalt-
schaften zu 
„Union Busting“ 
einrichten 

- mehr Schutz-
rechte für Initia-
toren von Be-
triebsratswahlen 

- erleichterte 
Wahlverfahren 

 - Schwerpunkt-
staatsanwaltschaft 
„Arbeit“ zur Be-
kämpfung von 
Schwarzarbeit, 
Scheinselbststän-
digkeit, Verstößen 
gegen den Min-
destlohn,  

das Betriebsver-
fassungsgesetz, 
den Arbeits- und 
Gesundheits-
schutz 

 - Schwellenwerte 
zur Betriebsgröße 
im Arbeitsrecht 
vereinheitlichen 

 - Schwerpunkt-
staatsanwaltschaf-
ten  

- konsequente 
Strafverfolgung 
(auch Haftstrafen) 

4. Vorbildfunktion 
des Staates: Tarif-
treue- und Verga-
begesetz 

 - Tariftreue- und 
Vergabegesetz 

- Landesvergabe-
gesetz (ökologi-
sche, soziale und 
menschenrechtli-
che Kriterien) 

- Landesaufträge 
nur an Unterneh-
men mit Tariflohn, 
gleichzeitig: 

- Vergaberecht für 
Kommunen ver-
einfachen und 
kommunalfreundli-
cher gestalten 

- Bürokratieabbau 
bei Bauanträgen 

 

 - bayerisches 
Vergabegesetz: 
gebunden an Ein-
haltung Arbeitneh-
merschutzrechte, 
Tarifbindung.  

Wo möglich: Be-
vorzugung von 
Unternehmen mit 
Betriebsrat, be-
stimmte Unterneh-
men von Vergabe 
ausschließen 



38 

Synopse Landtagswahlprogramme der Parteien CSU, SPD, Grüne, FW, FDP und Linken, Stand: 09.08.2018 

       

- monatliche statt 
tägliche Erfassung 
der Arbeitszeit 
beim Mindestlohn 

(Kriterien: Mas-
senentlassungen, 
Arbeitsplatzabbau 
oder Verlagerung 
Firmensitz ins 
Ausland) 

- Fördermittel für 
mittelständische 
Betriebe/ Exis-
tenzgründerInnen, 
die sich an tarifli-
che Standards 
halten 

5. Privilegierung 
von Tarifverträ-
gen durch den 
Gesetzgeber (z.B. 
durch Steuerbe-
freiungen) 

      

 

6. Mitbestim-
mungsrechte 
ausweiten,  

z.B. beim Einsatz 
von Fremdperso-
nal oder bei atypi-
schen Beschäfti-
gungsformen, bei 

 - sozial gestaltete 
Rahmenbedingun-
gen für Arbeit 4.0 

 

 

 

   - Novellierung des 
bayerischen Per-
sonalvertretungs-
gesetzes mit deut-
licher Ausweitung 
der Mitbestim-
mung 
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der Weiterbildung, 
beim Einsatz von 
Technik, Betriebs-
/Arbeitnehmerbe-
griff anpassen 

- bayerisches Per-
sonalvertretungs-
gesetz reformieren 
(Mitbestimmung 
bei Qualifizierung 
und Personalbe-
messung, Anglei-
chung an Be-
triebsverfassungs
gesetz) 

- klare Regelun-
gen für Zusam-
menarbeit 
Mensch-Ma-
schine, den Ein-
satz von Robotik, 
Flexibilisierung, 
Anpassung und 
den Schutz der Ar-
beitszeiten, den 
Datenschutz und 
für die ökono-
misch sinnvolle 
Gestaltung von 
Betriebs- und Ar-
beitsformen und 
soziale Absiche-
rung 

- individuelles 
Veto-Recht gegen 
Überlastung, Veto-
Recht bei Leihar-
beit, Werkverträ-
gen, Befristungen 

- zwingende Mit-
bestimmungs-
rechte bei Perso-
naleinsatz 

- Zielvorgaben und 
Arbeitsplanung, 
bei allen wirt-
schaftlichen Fra-
gen (Betriebsän-
derungen, 
Standortänderun-
gen, Entlassun-
gen, Gestaltungen 
der Tätigkeiten 
und der Arbeitsbe-
dingungen) 
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- Ergebnisse des 
Dialogforums „Le-
ben und Arbeiten 
4.0“ in gesetzliche 
Rahmenbedingun-
gen einfließen las-
sen 

- Verbot von Mas-
senentlassungen: 
verbindliche Mit-
bestimmung mit 
Vetorecht des BR 
bei Interessenaus-
gleich/Sozialplan 

- paritätische Mit-
bestimmung in al-
len Großunterneh-
men 

- Abschaffung „III. 
Weg“ 

Kurzeinschät-
zung zu V 

Mitbestimmung 
(in Bayern) 
schützen und 
ausweiten! 

(viele Bundesfor-
derungen) 

nichts Tariftreue- und 
Vergabegesetz, 
Schwerpunkt-
staatsanwaltschaf-
ten 

Auffällig: Forde-
rung nach Reform 
bayerisches Per-
sonalvertretungs-
gesetz 

 

 

fast nichts, aber 
immerhin Tarif-
treue- und Verga-
begesetz 

nichts, aber im-
merhin Vergabe-
gesetz 

Auffällig: Entbüro-
kratisierung Min-
destlohn 

nichts fast alle DGB-For-
derungen 

Auffällig: Forde-
rung nach Reform 
bayerisches Per-
sonalvertretungs-
gesetz 
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VI Für gute und gerechte Bildung in Bayern! 

1. Gleichwertige 
Lehr- und Lern-
bedingungen in 
ganz Bayern: 

- Sanierung von 
Bildungseinrich-
tungen 

- Sachaufwands-
träger finanziell 
unterstützen 

- personelle und 
technische Aus-
stattung, z.B. im 
Hinblick auf digi-
tale Teilhabe 

- wohnortnahe Bil-
dung (z.B. Erhalt 
von (Berufs-
)Schulstandorten) 

- Lehr- und Lern-
mittelfreiheit 

 

 

- 50.000 digitale 
Klassenzimmer 
(mehr Tablets, we-
niger Bücherta-
schen) 

- 500 zusätzliche 
Schulsozialarbei-
terInnen 

- Hardware/EDV-
Personal für alle 
Schulen 

- Schulstandortga-
rantie für Bayern  

- Ansiedlung von 
Fachhochschulen 
im ländlichen 
Raum fortsetzen 

- langfristig garan-
tierte, verbesserte 
Investitionen in 
Hochschulen 

 

- kommunales 
Sonderprogramm 
„Schulen im 21. 
Jahrhundert“ (Sa-
nierung, Moderni-
sierung), zeitge-
mäße digitale 
Ausstattung 

- Fachpersonal für 
die Wartung/Be-
treuung 

- kleine Grund-
schulstandorte er-
halten 

- wohnortnahe 
Kinderbetreuung 

- Mittel für Grundfi-
nanzierung und 
Bauunterhalt der 
Hochschulen an-
heben, Finanzplan 
für den Abbau des 
Sanierungsstaus 

- Förderprogramm 
für die IT-Ausstat-
tung (mehr White-
boards und Tab-
lets) 

- Schulsanierung 
und Neubau vo-
rantreiben 

- Bestandsgaran-
tie für alle Schul-
standorte 

 

- flächendecken-
der Einsatz von di-
gitaler Lehr- und 
Lernsoftware 

- WLAN und Breit-
bandnetz in allen 
Bildungseinrich-
tungen 

- ausreichend pro-
fessionelles Per-
sonal für System-
betreuung, BYOD 
oder PPP-Modelle 
zur technischen 
Ausstattung 

- Kostenüber-
nahme bei finanzi-
ellen Härtefällen 

- Finanzierung von 
Bildungseinrich-
tungen über Bil-
dungsgutschein 
„das Geld folgt 
dem Kind“ 

- vollständige 
Lehr- und Lernmit-
telfreiheit 

- Bafög-Reform: 
elternunabhängig 
ohne Höchstal-
tersgrenzen 

- Sozialindex zur 
staatlichen Förde-
rung von privater 
Nachhilfe 

- Schulsozialarbeit 
an allen Schulen, 
Vergabe nur an ta-
riftreue Träger die 
Tarifvertrag des 
ÖD anwenden 

- Wiederherstel-
lung der Ausbil-
dungsförderung, 
auch wenn bei El-
tern wohnhaft 
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- Reform/Erhö-
hung von Bafög 
und Meister-Bafög 
(elternunabhängig, 
ohne Höchstal-
tersgrenze) 

- Ausbau JSA 

- soziale Durchläs-
sigkeit erhöhen 

- mehr Mittel zur 
Schulsanierung 

2. Eine Schule 
für alle! 

- gemeinsames 
Lernen und indivi-
duelle Förderung 

- Schluss mit dem 
Aussortieren 

 - Gemeinschafts-
schule, bis zur 
Umsetzung Be-
grenzung Klassen-
größe auf 25 Kin-
der 

- ausreichend 
Lehrkräfte für alle 
Schularten 

- multiprofessio-
nelle Teams  

- längere gemein-
same Schulzeit 

- Schule, die allen 
Kindern gerecht 
wird: starke demo-
kratische, politi-
sche und kulturelle 
Bildung 

- Bewertungssys-
tem, das die indivi-
duellen Fähigkei-
ten der 
SchülerInnen im 
Blick hat 

- Schulen mit So-
zialraum- und Le-
bensweltbezug 

- dreigliedriges 
Schulsystem bei-
behalten  

- Durchlässigkeit 
des Bildungssys-
tems verbessern 

 

- mehrgliedriges 
Schulsystem 

- Förderung be-
sonders begabter 
SchülerInnen  

- zehnjährige ge-
meinsame Schule 
für alle 

- Abschaffung von 
Noten bis zur 6. 
Klasse 

- Begrenzung 
Klassengröße auf 
25 Kinder 

- Ethik-Unterricht 
für alle 
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3. Flächendecke 
Einführung von 
qualitativ guten 
Ganztagsschu-
len:  

- Rechtsanspruch 

- Rechtanspruch 
auf Ganztagsbe-
treuung: bis 2025 
10.000 neue Hort-
plätze 

- Rechtsanspruch 
auf Ganztagsbe-
treuung für Kinder 
bis 14 Jahre (Aus-
bau der Einrich-
tung über Landes-
mittel) 

- mehr als Nach-
mittagsbetreuung  

- kostenloses Mit-
tagessen 

- insbesondere ge-
bundene Ganz-
tagsschulen 

- Modellwirrwarr in 
Bayern überwin-
den 

- Standards für gu-
ten Ganztag 

- mehr finanzielle 
Förderung 

- Rechtsanspruch 
auf Ganztagsbe-
treuung, bayern-
weite Ganztagsbe-
treuung bis zum 
14. Lebensjahr 

- Rechtsanspruch 
auf Ganztagsbe-
treuung ab der 1. 
Klasse 

- „Qualitätsoffen-
sive Ganztags-
schule“ 

- Ganztagsschulen 
in Kooperation der 
freien Jugend-
hilfe/Vereinen/örtli-
cher Sozialarbeit 
entwickeln und ge-
stalten 

- keine „Verwahr-
anstalten“: kreati-
ves, experimentel-
les Lernen 

4. Massive Inves-
titionen in Quali-
tät und Ausbau 
von Kitaplätzen 

siehe IV 3. 

 

 

siehe IV 3. 

 

siehe IV 3. 

 

siehe IV 3. 

 

siehe IV 3. 

 

siehe IV 3. 

5. Bayerisches 
Weiterbildungs-
gesetz:  

- bezahlte Bil-
dungsfreistellung 
für allgemeine, po-
litische, berufliche, 
digitale Bildung 
und Fortbildung im 
Ehrenamt 

- bayerisches 
Fachkräftepro-
gramm zur Qualifi-
zierung von Ju-
gendlichen ohne 
Ausbildung, Lang-
zeitarbeitslosen 
und Älteren 

- Ziel: über 
100.000 zusätzli-
che Fachkräfte  

- Weiterbildungs-
gesetz: Recht auf 
Weiterbildung, be-
zahlte Freistellung 
von 10 Tagen pro 
Jahr für berufliche 
und gesellschafts-
politische Weiter-
bildung 

- Bildungsfreistel-
lungsgesetz 

- bessere Förde-
rung von Angebo-
ten der Erwachse-
nenbildung 

- digitale Weiterbil-
dungsstrategie für 
das lebenslange 
Lernen 

- wohnortnahe/ 
bedarfsorientierte 
Erwachsenenbil-
dungsangebote 
schaffen 

- Erhöhung des 
Meister-Bafögs 

- steuerlich geför-
dertes Modell „Bil-
dungssparen“ 

- Weiterbildungs-
gesetz: Recht auf 
mind. zweiwöchi-
gen Bildungsur-
laub 
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- Gebührenfreiheit 
und „Erwachse-
nenbafög“ 

- flächendecken-
des Beratungsan-
gebot, insbeson-
dere für 
unterrepräsen-
tierte Gruppen 

- Zertifizierung von 
Weiterbildungsan-
geboten 

- tarifliche Bezah-
lung des Weiterbil-
dungspersonals 

- Weiterbildungs-
pakt: Bildungs-
schecks von bis 
zu 500 € für Mitar-
beiterInnen von 
KMU, Weiterbil-
dungsinitiatoren 
(digitale Bildungs-
berater) 

- Fördermittel für 
die Erwachsenen-
bildung erhöhen 

- Bildungsgut-
scheine von 2.000 
€ für die Meister-
ausbildung, staatli-
che Anreize für 
Weiterbildung 
schaffen 

- Initiative „Arbeit 
4.0“ u.a. zur Er-
stellung von Wei-
terbildungsbe-
darfsanalysen 

- ausreichend fi-
nanzielle und per-
sonelle Ausstat-
tung aller Bereiche 
der öffentlich ge-
förderten Weiter-
bildung 

- Fortbildungs-
maßnahmen im 
Interesse des Un-
ternehmens müs-
sen von diesen fi-
nanziert werden 

- Rechtsanspruch 
auf Arbeitszeitre-
duktion für Weiter-
bildung, wo Unter-
nehmen 
Regelungen ver-
weigern 

- gesetzliche Ver-
pflichtung zum 
Lohnausgleich von 
mind. 70 % des 
Nettogehalts und 
Sozialversiche-
rungsbeiträge 
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- Einführung trä-
gerunabhängige 
Weiterbildungsbe-
ratung 

- Weiterbildungs-
etat von mind. 1 % 
des Bildungsetats 
des Freistaats 

6. Gute Beschäf-
tigungsbedin-
gungen im Bil-
dungsbereich: 

- unbefristete Ar-
beitsverhältnisse 

- schulartenüber-
greifende gleiche 
Bezahlung des 
Lehrpersonals 

- Entlohnung nach 
Tarif (z.B. Weiter-
bildungspersonal) 

 - schulartübergrei-
fende Angleichung 
der Lehrerbezüge 

- verlässliche Kar-
rierewege in der 
Wissenschaft 

 

- schulartübergrei-
fende gleiche Be-
zahlung 

- Schaffung von 
Dauerstellen für 
Daueraufgaben in 
der Wissenschaft 

- Erhöhung der 
Einstiegsgehälter 
von Grundschul- 
und Mittelschulleh-
rerInnen 

- Festanstellungen 
statt Zeitverträge 

- Bezahlung des 
Lehrpersonals im 
akademischen 
Mittelbau verbes-
sern 

- Lehrbeauftragte 
stärken  

 

 

- Leistungsge-
rechte Bezahlung 
von LehrerInnen 

- keine Verbeam-
tungen mehr 

- LehrerInnen 
ganzjährig be-
schäftigen 

- verstärkte Ten-
ure-Track-Modelle 

- schulartübergrei-
fende gleiche Be-
zahlung für Lehr-
personal 

- dauerhafte, ver-
sicherungspflich-
tige und tarifver-
tragliche Regelung 
sämtlicher Arbeits-
verhältnisse im 
Bildungsbereich 

- Verbot von Leih-
arbeit 
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7. Unabhängige 
Lehre und For-
schung/ Privati-
sierungen und 
Sponsoring stop-
pen 

- Einfluss der Pri-
vatwirtschaft ein-
dämmen 

- mehr staatliches 
Geld für Bildung 

- Transparenzre-
gister für die baye-
rischen Hochschu-
len 

- staatliche Prüf-
stellen für Lehrma-
terialien und Lern-
ortkooperationen 

 - Erarbeitung ge-
meinsamer Rege-
lungen zur An-
nahme/Anwendun
g von Drittmitteln 
von Landtag und 
Hochschulen 
(Transparenzre-
gister) 

- Hochschulgesetz 
um umfassende 
Offenlegungs-
pflichten zu Dritt-
mitteln erweitern: 
öffentliche Regis-
ter zu laufenden 
und geplanten 
Projekten mit In-
formationen zu 
GeldgeberInnen, 
Projekttitel, Ziel-
setzung, Projekt-
zeitraum, Finanz-
volumen, 
Geheimhaltungs-
pflichten  

- ausreichende 
Grundfinanzierung 
der Hochschulen 

- Sponsorengelder 
zentral sammeln 
und dann verteilen 

- Transparenz- 
und Zivilklausel 
gegen Rüstungs-
forschung 

 - Public-Private-
Partnership 
(PPP)-Modelle bei 
technischer Aus-
stattung, Drittmittel 
als Innovations-
treiber (sollen in 
Eigenverantwor-
tung der Hoch-
schulen), Lehrma-
terialien nach dem 
Vorbild der vhb 
online für alle 
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Kurzeinschät-
zung zu VI 

Für gute und ge-
rechte Bildung in 
Bayern! 

Investitionen ja, 
aber keine große 
Richtungsände-
rung 

viele Übereinstim-
mungen: Weiter-
bildungsgesetz, 
Transparenzregis-
ter, eine Schule 
für Alle 

Auffällig: dezi-
dierte Forderun-
gen zur berufli-
chen Bildung, z.B. 
DGB-Jugend in 
Berufsschulen 

viele Übereinstim-
mungen: Weiter-
bildungsgesetz, 
Transparenzregis-
ter, eine Schule 
für Alle 

einige Übereinst-
immungen bei 
Ganztag, Kita und 
Weiterbildung 

Übereinstimmun-
gen bei Kita und 
Ganztag 

Auffällig: wollen 
neues Finanzie-
rungsmodell für 
Schulen über indi-
viduelle Bildungs-
gutscheine 

viele Übereinstim-
mungen: Weiter-
bildungsgesetz, 
Transparenzregis-
ter, eine Schule 
für Alle 

Auffällig: sehr aus-
führliche Position 
zur beruflichen Bil-
dung 

VII Für eine gute Integration in Ausbildung und Arbeit! 

- keine Unterbrin-
gung in Sammel-
unterkünften 

- keine Residenz-
pflicht 

- Geldbezug statt 
Sachleistungen 

- gleichberechtig-
ten Zugang zu Bil-
dung, Ausbildung 
und Arbeitsmarkt 
unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus 

- Aufbau eines 
Landesamts für 
Asyl und Rückfüh-
rungen, Spezial-
abteilung für die 
schnellere Ab-
schiebung straffäl-
liger Geflüchteter 

 

 

 

 

- konsequente 
Umsetzung der 
„3+2-Regelung“ 

- Sprachförderung 
von Anfang an 

- Betreuungs-
schlüssel in Kitas 
für Kinder mit För-
derbedarf verbes-
sern 

 

 

- Entfall aller Ar-
beits- und Ausbil-
dungsverbote 
/„3+2-Modell“ ga-
rantieren 

- Ablehnung von 
Transit-/Ausreise-
/Transferzentren 

- Begrenzung Ver-
bleib in Erstauf-
nahmeeinrichtung 
auf 3 Monate 

- Zugewanderte 
mit Bleiberecht 
schneller in Arbeit 
bringen 

- Sozialleistungen 
für Eingewanderte 
frühestens nach 5 
Jahren 

- Sachleistungen 
statt finanzieller 
Zahlung 

- „3+2-Regelung“ 
umsetzen, Ge-
flüchtete in Ausbil-
dung und Arbeit 
nicht abschieben 

- Vorrangprüfung 
bei Arbeitsauf-
nahme abschaffen 

- schnell in eigene 
Wohnung 

 

 

- „3+2-Regelung“ 
muss auch für be-
rufsvorbereitende 
Ausbildungen gel-
ten 

- Geflüchtete men-
schenwürdig und 
dezentral unter-
bringen: keine 
Massenunter-
künfte 
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- die Umsetzung 
der 3 plus 2-Rege-
lung 

- die Aufhebung 
des Arbeitsverbots 
für Asylbewerbe-
rInnen (Personen 
mit Aufenthaltsge-
stattung) 

- Angebot von 
Deutschkursen für 
alle Asylbewerbe-
rInnen in Bayern 

- unterstützende 
berufsbegleitende 
Deutschkurse 
während der Aus-
bildung 

- Umwandlung von 
Transitzentren in 
ANKERzentren für 
Ankunft/Entschei-
dung/Rückfüh-
rung: Bündelung 
allerwesentlichen 
Behörden, schnel-
lere Verfahren, zü-
gigere Rückfüh-
rungen 

- eigene Abschie-
beflüge 

- bayerisches 
Rückkehrpro-
gramm zur Steige-
rung freiwilliger 
Ausreisen 

- 5.000 gemein-
nützige Arbeitsge-
legenheiten für 
AsylbewerberIn-
nen, Sanktionen 
bei mangelnder 
Mitwirkung 

- mehr LehrerIn-
nenstunden für 
Deutschförder-
kurse in den Schu-
len 

- LehrerInnenaus-
bildung anpassen 

- Frauen fördern 

- flexible, unbüro-
kratische und dau-
erhafte Fördermit-
tel zur Integration 
für Kommunen 

- für eine europ. 
Asyl- und Flücht-
lingspolitik 

- offene Grenzen 
(Schengen) 

- elektronische 
Gesundheitskarte 
für Geflüchtete 

- offene Einbürge-
rungspolitik (Mehr-
staatlichkeit) 

- flächendeckende 
Ausweitung von 
Sprach- und Integ-
rationskursen 

- gezielte Förde-
rung von Frauen 
und Kindern 

- Bildung für alle 
Kinder unabhän-
gig vom Aufent-
haltsstatus 

- Verbesserung 
der Anerken-
nungsverfahren 
(Berufsqualifikatio-
nen) 

 

 

- Leistungen bei 
nicht integrations-
willigen Flüchtlin-
gen kürzen 

- Grenzkontrollen 
aufrechterhalten, 
Schleierfahndung 
intensivieren 

- Einwanderungs-
gesetz 

- Familiennachzug 
deutlich begren-
zen/ keiner für 
ehemalige Gefähr-
derInnen 

- Einzelfallprüfung 
statt genereller 
Entscheidungen 
bei Asylverfahren 

- Rückkehrhilfen 
vor Abschiebun-
gen/bessere Zu-
sammenarbeit mit 
Herkunftsländern 

- Integration för-
dern/Sanktionen 
bei Leistungsbe-
zug umsetzen 

- Einwanderungs-
gesetz mit Punkte-
system 

- schnelle, faire 
Asylverfah-
ren/keine Lager 

- spezielle Integra-
tionsmaßnahmen 
für Frauen, Kinder, 
SeniorInnen 

- Rücknahme Poli-
zeiaufgabenge-
setz 

- Einhaltung von 
Mindeststandards 
in Gemeinschafts-
unterkünften durch 
regelmäßige Kon-
trollen  

- Wohnsitzaufla-
gen und Resi-
denzpflicht ab-
schaffen 

- Gesundheits-
karte für Geflüch-
tete  

- Geldbezug statt 
Sachleistungen 

- Wiederherstel-
lung des alten 
Asylrechts (vor 
1993) statt einer 
Obergrenze 

- Unwiderruflich-
keit des Asylrechts 
bei anerkannten 
Flüchtlingen 
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- Sachleistungen 
statt finanzieller 
Zahlungen 

- neue bayerische 
Grenzpolizei 
(1.000 Stellen) 

- Deutschklassen 
statt Übergangs-
klassen  

- Transparenzge-
bot für Moschee-
vereine 

- Kreuz-Erlass 

-spezielle Betreu-
ung für besonders 
Schutzbedürftige , 
z.B. Minderjäh-
rige/Schwan-
gere/Kranke… 

- zügiger Familien-
nachzug: bayeri-
sches Resettle-
Programm 

- unabhängige Be-
ratung bei Asylver-
fahren 

- Abschiebestopp 
nach Afghanistan 
und in andere 
Kriegs- und Kri-
senländer 

- genereller Win-
terabschiebestopp 

- Achtung des Kir-
chenasyls 

 

 

- Abschiebungen 
konsequent durch-
führen 

- Sicherheitslage 
in Bürgerkriegs-
ländern regelmä-
ßig überprüfen 

- Unterstützung/ 
Aufbau zuverlässi-
ger europäischer 
Grenzschutz 

 

- Anerkennung 
des Aufenthalts 
auch von abge-
lehnten Asylbe-
werberInnen ohne 
Papiere 

- Abschiebestopp, 
insbesondere in 
Kriegsgebiete und 
in existenzielle Not 
wie Obdachlosig-
keit 

- legale und si-
chere Einreise für 
Menschen in Not 

- Unterstützung 
von Kommunen, 
die mehr Asylsu-
chende aufneh-
men möchten 

- Familiennachzug 
ohne Einschrän-
kungen 

- Syrien-Aufnah-
meprogramm wie-
der aufnehmen 
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- keine Rüstungs-
exporte in Krisen- 
und Konfliktge-
biete 

- modernes Ein-
wanderungsge-
setz 

- gemeinsame eu-
ropäische Flucht- 
und Asylpolitik 

- gleichberechtig-
ten Zugang zu Bil-
dung, Ausbildung 
und Arbeitsmarkt 
unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus 
und Herkunftsland 

- Rahmenbedin-
gungen für Inten-
sivklassen für Sei-
teneinsteiger ohne 
Deutschkennt-
nisse an den 
Schulen verbes-
sern: Altersgren-
zen beseitigen, 
Klassengrößen 
senken 

- verbesserte Be-
ratung und Betreu-
ung: z.B. Rechts-
hilfefonds 

- erleichterter Zu-
gang von Fällen 
zur Härtefallkom-
mission 
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- Initiative Bayerns 
beim Bund zur 
Aufhebung der 
Abschiebehaft 

- Kirchenasyl ach-
ten  

- Abschaffung des 
Bayerischen Integ-
rationsgesetzes 

- aktive Antidiskri-
minierungspolitik 

- ausländische 
Berufsqualifikatio-
nen leichter aner-
kennen, ausrei-
chendes Angebot 
für Nachqualifizie-
rungen und an be-
rufsspezifischen 
Deutschkursen 
schaffen 

- interkulturelle 
Öffnung der Lan-
desverwaltung 
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- gebührenfreie 
Dolmetscher-
dienste 

- kultursensible Al-
tenpflege 

- mehr Personal 
für Jugendmigrati-
onsdienste 

Kurzeinschät-
zung zu VII 

Für eine gute In-
tegration in Aus-
bildung und Ar-
beit! 

Fokus auf Ab-
schiebungen, 
keine Übereinstim-
mungen bis auf 
Deutschförder-
kurse 

einige Übereinst-
immungen, zu ei-
nigen wichtigen 
DGB-Forderungen 
nichts (z.B. „Sam-
mellager“/ gegen 
Umstellung auf 
Sachleistungen) 

sehr viele Über-
einstimmungen 

 Auffällig: Forde-
rung nach einem 
bayerischen Re-
settle-Programm 
für schnelleren Fa-
miliennachzug 

Fokus auf Ab-
schreckung, kaum 
Übereinstimmun-
gen 

Auffällig: wollen 
Sozialleistungen 
erst nach 5 Jahren 
Aufenthalt für Ein-
gewanderte 

 

 

 

 

 

 

einige Übereinst-
immungen, z.B. 
keine Lager, auf-
fällig: Forderung 
nach Abschaffung 
der Vorrangrege-
lung bei der Ar-
beitsaufnahme 

alle DGB-Forde-
rungen, teilweise 
weitgehender, Fo-
kus auf Integration 

Auffällig: viele 
Bundesforderun-
gen 
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VIII Aktiv gegen Rechts! 

Aktionsplan der 
Landesregierung 
mit folgenden Zie-
len:  

- Argumentations-
training gegen 
Rechts 

- Auseinanderset-
zung mit und 
Überwindung von 
Rassismus  

- Förderung von 
Akzeptanz einer 
vielfältigen Gesell-
schaft 

- Ausbau und Ver-
netzung zivilge-
sellschaftlicher Ini-
tiativen und 
Organisationen 

- Stärkung der po-
litischen Bildungs- 
und Aufklärungs-
arbeit 

 - Verbot rechtsext-
remistischer Verei-
nigungen und 
Netzwerke 

- Eindämmung 
des Einsatzes von 
V-Leuten, polizeili-
chen Staatsschutz 
auf Bereich der 
Strafverfolgung 
und Gefahrenab-
wehr beschränken 

- Einrichtung eines 
unabhängigen 
„Demokratie-Insti-
tuts“ zur wissen-
schaftlichen Unter-
suchung der 
Entwicklung 
rechtsextremer 
Organisationen, 
Parteien … 

 

 

- wirkungsvolles 
Konzept gegen 
Rechtsextremis-
mus, Rassismus, 
Antisemitismus 
und gruppenbezo-
gene Menschen-
feindlichkeit 

- Einrichtung einer 
Koordinierungs-
stelle Demokratie 

- bayerisches För-
der- und Aktions-
programm zur 
Stärkung der Zivil-
gesellschaft 

- Stärkung schuli-
scher und außer-
schulischer Pro-
jekte zur 
Demokratiebildung 

- bayerische Anti-
diskriminierungs-
stelle 

- Projekte gegen 
rechten, linken 
und religiösen Ext-
remismus fördern 

- Einsatz gegen 
Extremismus: be-
stehende Pro-
gramme evaluie-
ren, Ehrenamt 
stärken 

 

- Förderung/Unter-
stützung zivilge-
sellschaftlicher Ak-
tivitäten gegen 
Rechtsextremis-
mus und Auslän-
derfeindlichkeit so-
wie von 
antifaschistischen 
und antirassisti-
schen Projekten 
und Initiativen 

- konsequente 
Strafverfolgung 
bei rassistischen, 
antisemitischen 
und neonazisti-
schen Straftaten 

- Verbot III.Weg, 
NPD und weiterer 
neonazistischer 
Organisationen 

- mehr Streetwor-
kerInnen 

- Überwachung 
antifaschistischer 



54 

Synopse Landtagswahlprogramme der Parteien CSU, SPD, Grüne, FW, FDP und Linken, Stand: 09.08.2018 

       

- Beratung und 
Unterstützung von 
Opfern rassisti-
scher und/oder 
rechtsextremer 
Straf- und Gewalt-
taten 

- Beratung von 
Vereinen, Verbän-
den, Kommunen 
und Betrieben 
usw. beim Um-
gang mit rassisti-
schen und rechts-
extremen 
Gruppierungen  

- Verbot Kleinst-
partei/Organisa-
tion III. Weg 

- zivilgesellschaftli-
che Ausstiegsbe-
ratung aus der 
rechtsextremen 
Szene 

- Betreuung von 
Opfern rechter 
Gewalt 

Strukturen durch 
Verfassungs-
schutz beenden 

- flächendecken-
des Beratungs-
netzwerk für Opfer 
neofaschistischer 
Gewalt 

- Ausstiegspro-
gramme wie „Exit“ 
in Bayern schaffen 

 

Kurzeinschät-
zung zu VIII 

Aktiv gegen 
Rechts! 

nichts viele DGB-Forde-
rungen 

viele DGB-Forde-
rungen 

wenig wenig alle DGB-Forde-
rungen, weitge-
hender, sehr aus-
führlich 

 


